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Lehrkräfte in Mecklenburg-Vorpommern erhalten künftig eine höhere 
Vergütung bei geleisteter Mehrarbeit. Außerdem können sie ein 
langfristiges Unterrichtsstundenkonto einrichten lassen. Darauf haben 
sich die Partnerinnen und Partner des Bildungspaktes für „Gute Schule 
2030“ nach einem längeren Verhandlungsprozess verständigt. 
 
Ab 1. September 2024 ist erstmals für alle Lehrämter ein einheitlicher 
Betrag geplant, der im November und noch einmal im Februar erhöht 
werden soll.  Vor allem für Lehrkräfte im Grundschullehramt ergibt sich 
daraus eine deutliche Steigerung. Das Land investiert hier etwa sieben 
Millionen Euro pro Jahr, um diese Anhebung umzusetzen. Die 
zugehörige Verordnung befindet sich noch im 
Rechtssetzungsverfahren. 
 
Für Lehrkräfte, die planmäßig mehr Stunden in der Unterrichtswoche 
leisten und diese später durch Freizeit ausgleichen wollen, besteht in 
Zukunft die Möglichkeit, diese unter bestimmten Voraussetzungen auf 
ein langfristiges Unterrichtsstundenkonto einzuzahlen. 
 
Aus Sicht der Partnerinnen und Partner des Bildungspaktes war dieser 
Schritt notwendig, da aufgrund des Lehrkräftemangels trotz aller 
weiteren Maßnahmen auch in absehbarer Zeit Mehrarbeit von 
Lehrkräften nicht ausgeschlossen ist. Die Prüfung der rechtlichen 
Umsetzung, der Finanzierung und die Einbindung der 
Mitbestimmungsgremien führte letztlich zu einem längeren 
Verhandlungszeitraum. 
 
Bildungsministerin Simone Oldenburg: „Mit den neuen Regelungen 
verbessern wir deutlich die Arbeitsbedingungen unserer Lehrkräfte. 
Dadurch wird der Schuldienst in Mecklenburg-Vorpommern insgesamt 
attraktiver. Mit dieser Neuerung wird die geleistete Mehrarbeit der 
Lehrerinnen und Lehrer höher vergütet, denn zusätzliche Stunden 
müssen sich auch für die Lehrkräfte lohnen. Sie sind es, die durch 
dieses große Engagement den Unterrichtsausfall verringern. Wenn sie 
kurzfristig Vertretungsunterricht erteilen, wird dies durch eine höhere 
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Mehrarbeitsvergütung belohnt. Mit den langfristigen 
Unterrichtsstundenkonten können sie heute mehr arbeiten, um später 
ohne einen Verzicht auf die Vergütung bzw. die Besoldung weniger zu 
arbeiten. Ich freue mich, dass sich alle Partnerinnen und Partner des 
Bildungspaktes auf diese Regelungen verständigen konnten.“ 
 
Finanzminister Dr. Heiko Geue: „Gute Nachrichten für alle Lehrkräfte, 
die mehr arbeiten! Mit der geplanten deutlichen Verbesserung der 
Mehrarbeitsvergütung für Lehrkräfte und der Einführung eines 
langfristigen Unterrichtsstundenkontos werden bessere Möglichkeiten 
für den Ausgleich von zusätzlich geleisteten Unterrichtsstunden 
geschaffen. Im Vergleich der Bundesländer rückt Mecklenburg-
Vorpommern mit der neuen Vergütungshöhe auf den zweiten Platz 
vor. Gleichzeitig wird die bisher unübersichtliche Regelung klarer. Im 
Wettbewerb um die wichtigen Fachkräfte setzt unser Land ein 
deutliches Zeichen. Ich danke den Gewerkschaften für die 
konstruktiven Verhandlungen.“ 
 
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft Mecklenburg-
Vorpommern (GEW MV), Landesvorsitzender Nico Leschinski: „Die 
Erhöhung der Vergütungssätze war dringend geboten. Die meisten 
unserer Kolleg:innen wissen um die Notwendigkeit der Mehrarbeit, um 
in dieser Situation Unterricht abzusichern. Sie wollen ihren Einsatz zu 
Recht entsprechend gewertschätzt wissen. Dies ist uns jetzt gelungen. 
Mit der Erhöhung im Februar bewegen wir uns im Bundesvergleich an 
der Spitze dieser Vergütung. Das Arbeitszeitkonto verstehen wir als 
Einstieg in einen Prozess. Ein Anfang ist gemacht und wir werden in 
Zukunft prüfen, welche Entwicklungsmöglichkeiten es gibt. Die Freude 
über das jetzige Ergebnis in der Mehrarbeit kann und soll nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass es als Gewerkschaft unser originäres 
Anliegen ist, eine solche gar nicht erst entstehen zu lassen. Deshalb 
werden wir jetzt weiter verhandeln, um gerade auch in Zeiten von 
Personalmangel die Lehrkräfte zuverlässig und dauerhaft zu 
entlasten.“  

Philologenverband (PhV M-V), Landesvorsitzender Mario Steinke: 
„Wir haben hier eine positive Entwicklung für unsere Lehrkräfte. Das 
Land zeigt Wertschätzung für geleistete Mehrarbeit und zeigt 
Lehrkräften auch eine, wenn auch begrenzte, Möglichkeit die 
Mehrarbeit in Zeit anrechnen zu lassen und diese später 
auszugleichen.“ 
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Bundesverband der Lehrkräfte für Berufsbildung (BvLB), Hans-
Joachim Prakesch (Vorsitzender des Landesverbandes): „Wir 
begrüßen die Erhöhung der Vergütung für geleistete Mehrarbeit der 
Lehrkräfte und der Anpassung der Stundensätze an die zukünftige 
Erhöhung der Tabellenentgelte bzw. der Besoldung. Mit dieser 
Erhöhung wird der Notwendigkeit der Verrichtung von Mehrarbeit 
Rechnung getragen und der Leistung der Lehrerinnen und Lehrer 
Wertschätzung entgegengebracht. Trotz der deutlichen Erhöhung 
liegen die Stundensätze für die höheren Erfahrungsstufen unterhalb 
der Vergütung für geleistete reguläre Arbeit. Hier gibt es noch 
Entwicklungspotenzial nach oben. Unsere Lehrkräfte leisten seit Jahren 
eine hohe Anzahl an Mehrarbeitsstunden, deshalb begrüßen wir die 
Möglichkeit, unter bestimmten Bedingungen diese Stunden in ein 
Arbeitszeitkonto umzuwandeln. Somit kann die Arbeitsleistung mit 
Freizeit entgolten werden.“ 
 
Ausblick 
Als nächste Punkte wollen die Partnerinnen und Partner des 
Bildungspaktes über die Senkung der Arbeitsbelastung für Lehrkräfte, 
über die Reform des Lehrerbildungsgesetzes, über die Reform des 
Referendariats, über eine Evaluation des Seiteneinstiegs und über eine 
Prüfung der Folgen einer Absenkung der Unterrichtsverpflichtung 
entsprechend der Vereinbarung im Koalitionsvertrag sprechen. 
 


